
Bundessozialgericht

2 RU75/8ü lm Namen des Volkes

Verkündet am [} .l
27. November 1985 rten

in dem Rechtssüeh

....ouoocuq.........‚C'ocoo■ilooool0.000.000......-...,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:
...............................‚

g e g e n

0.0.0.0...I......QQQOOOICOOO..O......‚I......CIIOOIOOI,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 27. November 1985

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 11. April 1984 wird aufgehoben.

Das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 26. April 1983

wird geändert, soweit die Beklagte verurteilt worden ist,

mit einem neuen Bescheid anzuerkennen, daß der Versicherte

am 2“. November 1977 einen Arbeitsunfall erlitten hat, und

an die Hinterbliebenen Renten zu zahlen.

Insoweit wird die Klage abgewiesen.
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Kosten sind in allen Rechtszügen nicht zu erstatten.

G r ü n d e :

Streitig ist die Gewährung von Hinterbliebenenrente aus der ge—

setzlichen Unfallversicherung nach dem am 24. November 1977

tödlich verunglückten Ehemann der Klägerin H K

K., der als Schlosser der Firma E B GmbH & Co. KG in

deren Auftrag bei der Firma H AG Werk W in

D (Firma H.) tätig war, verließ am Unfalltag seinen Ar-

beitsplatz, um außerhalb des Werksgeländes zu telefonieren. Auf

dem Weg zum Tor w ” fuhr er mit seinem Kraftfahrzeug (Kfz)

innerhalb des Werksgeländes in einer Rechtskurve geradeaus gegen

ein Gebäude und wurde dabei tödlich verletzt. Bei der Unter-

suchung der Leiche wurden die Arzneistoffe Valium sowie die ua in

dem Schlafmittel Betadorm enthaltenen Carbromal und Diphen-

hydramin nachgewiesen (Gutachten Dr. S vom 28. November

1978); die außerdem entnommene Harnprobe ergab einen Alkoholwert

von 0,31 o/oo (Bericht des Gerichtsmedizinischen Instituts

D vom 13. Dezember 1977). Durch Bescheid vom 17. Januar

1979 lehnte die Beklagte die Gewährung von Leistungen aus der
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gesetzlichen Unfallversicherung ab, weil die Fahrt des K. ei—

genwirtschaftlichen Zwecken gedient habe. Das als Zweck der Fahrt

behauptete Telefongespräch mit seiner Arbeitgeberfirma habe K.

ohne weiteres von einem Anschluß der Firma H. führen können. Im

übrigen spreche nach der ganz überwiegenden Wahrscheinlichkeit

sowohl der Unfallhergang als auch der bei der Obduktion der

Leiche gesicherte Mageninhalt dafür, daß K. durch die Einnahme

von Medikamenten (Valium) seine Fahrtüchtigkeit unmittelbar vor

Antritt der Fahrt bewußt herabgesetzt habe.

Das Sozialgericht Dortmund (SG) hat ua nach Beiziehung von Akten

des Landgerichts Dortmund (15 O 102/79 und 15 0 156/79) über

Rechtsstreite der Klägerin gegen privatrechtliche Versicherer,

der Einholung von technischen und medizinischen Sachverständi-

gengutachten (Gutachten von Diplom-Ingenieur S vom U. März

1982 und Gutachten von Prof. Dr. B vom u. Januar 1983) so-

wie der Vernehmung von Zeugen die Beklagte verurteilt, mit einem

neuen Bescheid anzuerkennen, daß K. am 2“. November 1977 einen

Arbeitsunfall erlitten hat, und an die Hinterbliebenen Leistungen

nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zu erbringen (Urteil

vom 26. April 1983). Die gegen die Gewährung von Witwenrente

gerichtete Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht für

das Land Nordrhein—Westfalen (LSG) zurückgewiesen (Urteil vom

11. April 198M). Zur Begründung hat es im wesentlichen ausge-

führt: K. habe sich während der unfallbringenden Fahrt auf einem

Betriebsweg befunden, da er von einer im Bereich des Tores u der

W gelegenen Telefonzelle mit seiner Arbeitgeberfirma

habe telefonieren wollen. Dies habe K. Zeugen gegenüber vor An-
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tritt der Fahrt erklärt. Nach Auskunft des Arbeitgebers des K.

sowie weiterer Zeugen habe dies einer üblichen Gepflogenheit

entsprochen. Die Möglichkeit, ein Gespräch von dem im Meisterbüro

befindlichen Fernsprecher zu führen, sei nicht gerne gesehen

worden, da die Telefongespräche betriebliche Dinge betroffen

hätten und bei Gesprächen von diesem Gerät die notwendige Ver—

traulichkeit nicht gesichert gewesen sei. K. sei zur Zeit des

Unfalls infolge der Einnahme von Schlaf- bzw Beruhigungsmitteln

(Valium 10, Betadorm), die den oberen Grenzbereich der thera-

peutischen Dosierung erreicht gehabt habe, zwar verkehrsuntüchtig

gewesen. Wesentliche Mitursache für die Schwere des Unfalls sei

jedoch die Benutzung einer gefährlichen Einrichtung, wie sie das

von K. benutzte Kfz darstelle. Durch die von dem Kfz erreichte

Geschwindigkeit seien bei dem Aufprall auf die Mauer die auf den

Körper des K. einwirkenden Kräfte potenziert worden; letztlich

hätten diese zu seinem Tode geführt. Diese Bedingung sei nicht

nur Ursache im naturwissenschaftlich—philosophischen Sinne,

sondern, anders als bei alkoholbedingten Unfällen, die rechtlich

wesentliche Mitursache. Bei der Wertentscheidung, ob die ver-

sicherte Tätigkeit neben dem Alkoholgenuß noch eine wesentliche

Bedingung für den Unfall gebildet habe, sei der Schutzzweck der

Norm zu berücksichtigen. Während die alkoholbedingte Verkehrs-

untüchtigkeit immer durch einen nicht schutzwürdigen und rechts-

politisch unerwünschten Alkoholmißbrauch hervorgerufen werde,

habe es sich vorliegend um einen Tablettenkonsum im therapeuti—

schen Rahmen gehandelt. Da ein Mißbrauchstatbestand nicht gegeben

sei, gehe die Wertentscheidung in einem solchen Fall dahin, daß

neben der durch die Medikamenteneinnahme bedingten Verkehrsun-
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tüchtigkeit die versicherte Tätigkeit als wesentliche Bedingung

für den Unfall, wie auch bei Unfällen aus innerer Ursache, er-

halten bleibe, wenn betriebsbedingte Umstände, nämlich die Ge-

fährlichkeit des benutzten Kfz, am Eintritt des Unfalls wesent—

lich mitgewirkt hätten. Ein Selbstmord des K. sowie ein Unfall

aus innerer Ursache, etwa als Folge einer Störung der Herz- und

Kreislauftätigkeit, seien auszuschließen.

Auf die Beschwerde der Beklagten hat das Bundessozialgericht

(BSG) die Revision zugelassen (Beschluß vom 18. Oktober 198ü

- 2 BU 132/84 -).

Mit der von ihr eingelegten Revision rügt die Beklagte eine Ver-

letzung der Untersuchungsmaxime der SS 103, 106 des Sozialge—

richtsgesetzes (SSG) durch das LSG, da wesentliche Fragen der

haftungsbegründenden Kausalität nicht hinreichend geklärt seien.

Anlaß und Ziel des Weges seien nach dem bisherigen Ermittlungs—

stand unklar. Das LSG räume selbst ein, daß nicht mit letzter

Sicherheit festgestellt werden könne, ob ein Anruf des K. bei

dessen Arbeitgeber der Zweck des unfallbringenden Fahrtweges ge-

wesen sei. Ebenso sei es möglich, daß K. das Werksgelände aus

anderen Gründen habe verlassen wollen. Zudem habe ermittelt wer—

den müssen, ob K. an Depressionen gelitten oder andere wesent—

liche Gründe gehabt habe, freiwillig aus dem Leben zu scheiden,

da dessen offensichtlich labiler Zustand für Selbstmordabsichten

sprechen könnte. Es erscheine denkbar, daß K. erst unmittelbar

vor Fahrtantritt Medikamente in hohen Dosen genommen habe, um

bestehende Selbstmordabsichten eher verwirklichen zu können. Im
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übrigen widerspreche die unterschiedliche Behandlung der durch

Alkohol und durch die Einnahme von Medikamenten verursachten

Fahruntüchtigkeit den Grundsätzen, die das BSG im Zusammenhang

mit der alkoholbedingten Verkehrsuntüchtigkeit aufgestellt habe.

Ein Unterschied in der unfallversicherungsrechtlichen Beurteilung

von Unfällen unter Alkoholeinfluß und solchen unter Medikamen-

teneinfluß bestehe nicht, da die Fahruntüchtigkeit den Straßen-

verkehr unabhängig davon gefährde, ob sie durch Alkohol oder Ta-

bletten verursacht werde. Mit der vom LSG gegebenen Begründung

bestehe Versicherungsschutz beim Führen von Kraftfahrzeugen nicht

nur bei medikamentenbedingter, sondern auch in allen Fällen al-

koholbedingter Fahruntüchtigkeit.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG für das Land Nordrhein-Westfalen

vom 11. April 1984 und des SC Dortmund vom 26. April

1983 aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie trägt vor, daß sich ihr Ehemann nach den Feststellungen des

LSG zur Zeit des Unfalls auf einem Betriebsweg befunden habe.

Auch hinsichtlich der Frage des ursächlichen Zusammenhangs des

tödlichen Aufpralls an der Hausmauer mit der versicherten Tätig—

keit seien die Feststellungen des LSG eindeutig. Ihr Ehemann sei

zwar infolge Einwirkung von Medikamenten leicht fahruntüchtig

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gewesen, jedoch habe er diese Fahruntüchtigkeit nicht schuldhaft

und schon gar nicht vorsätzlich herbeigeführt. Das LSG habe den

Unterschied zwischen einer durch Alkohol begründeten Fahrun-

tüchtigkeit und einer durch Medikamente begründeten Fahruntüch—

tigkeit in überzeugender Weise herausgestellt. Darin liege keine

Bevorzugung von Verunglückten, deren Fahruntüchtigkeit durch Me-

dikamenteneinnahme verursacht worden ist; denn es könne nicht nur

auf den objektiven Tatbestand einer Fahruntüchtigkeit durch Me-

dikamente abgestellt werden. Erforderlich wäre die Feststellung,

daß den Verunglückten ein zurechenbares Verschulden an seiner

Fahruntüchtigkeit treffe, insbesondere, daß er entweder vorsätz-

lich oder bewußt in Kauf genommen habe, daß die Medikamente zu

einer nicht unerheblichen Fahruntüchtigkeit führen würden oder

gar sollen. Die Wirkung von Medikamenten auf die Fahrtüchtigkeit

eines Kraftfahrers sei, anders als bei Alkoholeinfluß, noch nicht

in das Bewußtsein des einzelnen Menschen gedrungen. Man wisse

auch noch zu wenig über die Wirksamkeit von Medikamenten und sei

auch nicht in der Lage, die eingenommene Menge exakt zu be-

stimmen, wie aus den eingeholten Gutachten hervorgehe. Wie es im

vorliegenden Fall überhaupt zu einer Bewußtseinsstörung bei ihrem

Ehemann gekommen sei, sei nicht aufgeklärt und jetzt auch nicht

mehr aufklärbar. Jedenfalls sei die Bewußtseinsstörung ihrem

Ehemann nicht zuzurechnen; er habe sie nicht verschuldet und

nicht zu vertreten. Die Einnahme von Medikamenten habe sich im

therapeutischen Rahmen gehalten.
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II.

Die Revision der Beklagten ist begründet.

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Gewährung von Hinterblie-

benenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung, da der Tod

ihres Ehemannes nicht infolge eines Arbeitsunfalls eingetreten

ist. Die Beklagte hat daher durch ihren Bescheid vom 17. Januar

1979 die Gewährung von Leistungen aus der gesetzlichen Unfall-

versicherung zu Recht abgelehnt, so daß das Urteil des LSG auf—

zuheben und das Urteil des SG zu ändern sind und die Klage hin—

sichtlich der Anerkennung eines Arbeitsunfalls und der Zahlung

von Hinterbliebenenrente abzuweisen ist.

Hinterbliebenenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung wird

gemäß 5 589 Abs 1 Nr 3 der Reichsversicherungsordnung (RVG) nur

bei "Tod durch Arbeitsunfall" gewährt. Ein Arbeitsunfall ist nach

5 SMS Abs 1 Satz 1 RVG ein Unfall, den ein Versicherter bei einer

der in %%539, BND, 5ü3 bis 545 EVO genannten (versicherten) Tä—

tigkeiten erleidet.

Nach den tatsächlichen, auf Zeugenaussagen beruhenden Feststel-

lungen des LSG, die mit zulässigen und begründeten Revisionsrügen

nicht angegriffen und deshalb für den Senat bindend sind (5 163

SGG), befand sich der Ehemann der Klägerin, als er verunglückte,

auf einem Betriebsweg. Er wollte mit seinem Kfz von der wärme-

technischen Abteilung der Firma H. zu einer im Bereich des To—
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res & gelegenen öffentlichen Fernsprechzelle fahren, um von dort

mit seinem Arbeitgeber zu telefonieren. Da ein Betriebsweg im

Unterschied zu dem Weg nach und von dem Ort der Tätikeit in un-

mittelbarem Betriebsinteresse unternommen wird und somit Teil der

versicherten Tätigkeit ist (s Brackmann, Handbuch der Sozialver—

sicherung, 10. Aufl, S U81q mwN; Lauterbach/Watermann, Gesetz—

liche Unfallversicherung, 3. Aufl, % 5ü8 Anm 65), besteht auf

solchen Wegen grundsätzlich Versicherungsschutz nach 5 539 Abs 1

Nr 1 iVm % 5ü8 RVO.

Dennoch hat das LSG zu Unrecht einen von der Beklagten zu ent—

schädigenden Arbeitsunfall bejaht. Außer einem Ursachenzusammen-

hang im naturwissenschaftlich-philosophischen Sinn zwischen der

versicherten Tätigkeit und dem Unfallereignis setzt das Vorliegen

eines Arbeitsunfalls nach der in der gesetzlichen Unfallversi-

cherung geltenden Kausalitätslehre der wesentlichen Bedingung

voraus, daß die versicherte Tätigkeit eine rechtlich wesentliche

Ursache des Unfalls gewesen ist (vgl Brackmann, aaO, S ü79h,

480 ff). Wie sich aus den weiteren tatsächlichen Feststellungen

des LSG ergibt, gegen die durchgreifende Revisionsrügen ebenfalls

nicht vorgebracht und die somit für den Senat bindend sind ($ 163

SGG), war K. während der Zurücklegung des Betriebsweges, dh der

unfallbringenden Fahrt mit seinem Kfz, infolge der nicht be—

triebsbedingten Einnahme der Medikamente Valium 10 und Betadorm

verkehrsuntüchtig. Bei dieser Sachlage ist es für die Frage des

Unfallversicherungsschutzes — wie das LSG zutreffend erkannt

hat - entscheidungserheblich, ob diese Verkehrsuntüchtigkeit als

rechtlich allein wesentliche Ursache mit der Folge der Verneinung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..10-

des UnfallversichePUhgsschutzes anzusehen ist oder ob neben

dieser VerkehrsuntüchtigKéit auch betriebsbezogene Umstände für

den Unfall eine wesentliche (Mit-)Ursache gewesen sind, so daß

Versicherungsschutz bejaht werden müßte.

has 83% hat sich - sowei£ ersichtlüeh - bisher noch nicht nit der

Frage befaßt‚ ob kein Unfallversicherungsschutz besteht, wenn der

Unfall wesentlich allein durch eine auf Medikamenteneinnahme be—

ruhende Fahruntüchtigkeit verursacht worden ist. Gegenstand der

höchstrichterlichen Rechtsprechung waren bisher die Auswirkungen

alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit eines Kraftfahrers auf den

Versicherungssehutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Hiernach

führt die auf nicht betriebsbedingten Alkoholgenuß zurückzu—

führende (absolute oder relative) Fahruntüchtigkeit eines Kraft-

fahrers zur Verneinung des Unfallversicherungsschutzes, wenn sie

die unternehmensbedingte■ Umstände derart in den Hintergrund

drängt, daß sie als die rechtlich allein wesentliche Ursache des

Unfalls anzusehen ist (stRspr des erkennenden Senats seit seiner

Entscheidung vom 30. Juni 1960, BSGE 12, 2u2; Brackmann, aaO,

S ü87m ff; Lauterbach/watermann‚ aaO, % 5U8 RVO Anm 72 S 2U0).

Bei der Beurteilung, welche Bedingungen in solchen Fällen als

wesentlich und deshalb als Ursache bzw Mitursache anzusehen sind,

handelt es sich um eine Wertentscheidung, bei der die einzelnen

Bedingungen unter Berücksichtigung auch des Schutzzwecks der Norm

qualitativ zu werten und gegeneinander abzuwägen sind (vgl Urteil

des erkennenden Senats vom 2. Mai 1979 - 2 RU 103/77 - in Blut-

alkohol 1979, 498, 500; Brackmann, aaO, S U80g I ff und ü87o I).

Die alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit ist gegenüber den be—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-11-

triebsbedingten Umständen als rechtlich allein wesentliche Ur-

sache zu werten, wenn nach der Erfahrung des täglichen Lebens

davon ausgegangen werden kann, daß ein nicht unter Alkoholeinfluß

stehender Verkehrsteilnehmer bei gleicher Sachlage wahrscheinlich

nicht verunglückt wäre. In einem solchen Fall ist der Versicherte

nicht einer vom Schutz der Unfallversicherung erfaßten Gefahr

erlegen, sondern nur bei Gelegenheit einer versicherten Tätigkeit

verunglückt (BSGE 12, 2N2, 246).

Diese zur Frage des Unfallversicherungsschutzes eines alkoholbe-

dingt fahruntüchtigen Kraftfahrers entwickelten Grundsätze sind

auch für die Beurteilung des vorliegenden Falles heranzuziehen.

Das LSG ist zwar auf die vorliegend anzuwendenden Grundsätze zur

Frage des UnfallverSiCherungsschutzes bei alkoholbedingter Fahr-

untüchtigkeit eingegangen, hat dann aber nach Auffassung des er—

kennenden Senats eine hiervon abweichende unzutreffende Wertung

und Abwägung der am Zustandekommen des Unfalls mitwirkenden Be-

dingungen vorgenommen. Es hat hinsichtlich der Ursächlichkeit des

Unfalls, ausgehend von der Verkehrsuntüchtigkeit des K., zwar

noch zutreffend geprüft, welches die rechtlich wesentliche Un-

fallursache gewesen ist. Unzutreffend hat es dann aber die Fahr-

untüchtigkeit unterschiedlich danach beurteilt, ob diese auf al-

k0hOlbedingten Einflüssen oder auf der Einnahme von ebenfalls

berauschend wirkenden Medikamenten beruht und im Ergebnis zu Un—

recht die versicherte Tätigkeit, dh die Zurücklegung des Be-

triebsweges, als eine wesentliche Mitursache des Unfalls be-

wertet, obwohl K. infolge der Einnahme von berauschend wirkenden
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Medikamenten verkehrsuntüchtig und der Unfall wesentlich allein

durch diese Verkehrsuntüchtigkeit bedingt war. Insbesondere die

hierzu gegebene Begründung überzeugt nicht. Danach bestehe bei

einem — im Falle des K. gegebenen - Tablettenkonsum im thera-

peutischen Rahmen im Gegensatz zum nicht schutzwürdigen und

rechtspolitisch unerwünschten Alkoholmißbrauch kein Mißbrauchs-

tatbestand, so daß, wie bei den Unfällen aus innerer Ursache, der

Kausalzusammenhang zwischen der versicherten Tätigkeit und dem

Unfall gegeben sei, weil betriebsbedingte Umstände, nämlich die

Gefährlichkeit des benutzten Kfz, an dem Eintritt des Unfaller—

eignisses wesentlich mitgewirkt haben. Die besondere Gefährlich-

keit begründet das LSG dann damit, daß durch die von dem Fahrzeug

erreichte Geschwindigkeit die bei dem Aufprall auf die Mauer auf

den Körper des K. einwirkenden Kräfte potenziert würden. Diesem

Argument des LSG ist jedoch entgegenzuhalten, daß auch bei einem

wesentlich allein auf alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit zurück—

zuführenden Unfall die von dem Fahrzeug erreichte Geschwindigkeit

die bei dem Aufprall auf die Mauer auf den Körper des K. ein—

wirkenden Kräfte potenziert hätte. Die Auffassung des LSG geht

vielmehr von unzutreffenden Grundpositionen aus. Sie verkennt

insbesondere, daß der vom Senat bei wesentlich allein durch al—

koholbedingte Fahruntüchtigkeit verursachten Unfällen beachtete

Schutzzweck der Norm nicht das bloße "Sichberauschen" oder die

Umstände des Genusses legal erhältlicher berauschender Mittel,

seien es Alkohol oder — bei entsprechender Dosierung - Medika-

mente, betrifft, sondern die Folgen, dh hier das Fahren mit einem

Kfz im durch das berauschend wirkende Mittel fahruntüchtigen Zu-

stand. Die gegenüber Unfällen aus innerer Ursache abweichende
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Wertung (5 Brackmann aaO S ü870 I) beruht in erster Linie auf der

"Gefährlichkeit" des Alkohols als berausohendes Mittel in bezug

auf die Fahruntüchtigkeit von Kraftfahrern und dessen möglichen

Auswirkungen auf die Sicherheit des Straßenverkehrs. Auf den An—

laß zur Einnahme und die Art des zur Fahruntüchtigkeit führenden

berauschend wirkenden Mittels kommt es nicht an. Das BSG hat

deshalb im Zusammenhang mit Unfällen durch alkoholbedingte Fahr—

untüchtigkeit nicht geprüft, aus welchem Anlaß der Kraftfahrer

Alkohol getrunken hatte, 28 - ähnlich wie bei Tabletten — zur

Linderung von Schmerzen oder - wenn auch ebenfalls verfehlt - zur

Minderung von Depressionen oder aus großem Leid oder großer

Freude. Auch wenn für den Alkoholgenuß noch so "verständliche

Gründe" im Einzelfall festzustellen wären, ist der Versiche-

rungsschutz nicht gegeben, wenn die durch den Alkoholgenuß be—

dingte Fahruntüchtigkeit die allein wesentliche Ursache des Un— ‘

falles war. Das BSG hat deshalb selbst bei einem als Folge einer

akuten progressiven Paralyse alkoholabhängigen Kraftfahrer, dem

wegen des Verlustes der Selbstkontrolle im Zeitpunkt des zur

Fahruntüchtigkeit führenden krankhaften Alkoholgenusses kein

"Schuldvorwurf" gemacht werden konnte, den Versicherungsschutz

bei einem wesentlich allein auf die - nicht schuldhafte - Fahr-

untüchtigkeit zurückzuführenden Unfall verneint (BSGE 38, 127).

Ebenso wie eine durch Krankheit bedingte Fahruntüchtigkeit keine

andere unfallversicherungsrecht1iche Beurteilung rechtfertigt,

ist dies auch bei einer zur Abwehr oder Linderung von Krankheiten

gebotene oder wenigstens veranlaßte Einnahme von berauschend

wirkenden Medikamenten der Fall, die zur Fahruntüchtigkeit führt.
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Maßgebend für das Bestehen oder Nichtbestehen des Unfallversi-

cherungsschutzes ist daher, wie sich die auf Alkohol oder andere

berauschend wirkende Mittel beruhende Fahruntüchtigkeit eines

Kraftfahrers im zu entscheidenden Einzelfall ausgewirkt hat, dh,

ob diese die allein wesentliche Bedingung des Unfalls gewesen

ist. Prof. Dr. B hat hierzu in seinem vom SG eingeholten

Gutachten vom M. Januar 1983 ausgeführt, daß alle auf das

zentrale Nervensystem wirkenden Substanzen potentielle "andere

berauschende Mittel" sind, die einen dem Alkoholrausch gleich-

zusetzenden Zustand hervorrufen können. Dies trifft nach dem ge-

nannten Gutachten insbesondere auf die von K. eingenommenen Me-

dikamente "Valium 10" und "Betadorm" zu, da die in diesen Medi-

kamenten enthaltenen Wirkstoffe eine besonders hohe potentielle

berauschende Wirkung haben, die sich schon bei relativ niedriger,

therapeutischer Einnahmedosierung entfalten und zu einem Zustand

der Fahruntüchtigkeit führen kann. Ob dies auch für die Einnahme

anderer Medikamente (zB Schmerzmittel) gilt, die eine derartige

berauschende Wirkung nicht zu erzeugen vermögen, ist vorliegend

nicht entscheidungserheblich und kann daher dahingestellt

bleiben.

Die maßgeblichen Vorschriften der 55 3150 und 316 des Strafge-

setzbuches (StGB) stellen ebenfalls lediglich auf die Tatsache

der Fahruntüchtigkeit des Kraftfahrers ab, und zwar gleichgültig,

ob diese infolge "Genusses alkoholischer Getränke" oder "anderer

berauschender Mittel" hervorgerufen werden ist. "Andere berau-

schende Mittel" 18 dieser Vorschriften sind jedoch nicht nur die

klassischen Rauschgifte wie zB Heroin, Kokain, etc, sondern auch
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Medikamente, wenn sie bei entsprechender Dosierung und Anwen—

dungsform als Rauschdrogen wirken bzw wie Alkohol dieselben

Funktionen im Zentralnervensystem angreifen und beeinträchtigen

(5 ua Lackner, StGB, 15. Aufl 1983, € 3150 Anm 4 Buchst a; StGB

Leipziger—Kommentar, 10, Aufl, 10. Lfg 1978 % 64 RdNrn 56 ff

und % 316 RdNrn 39, A? bis 51, zur Einordnung von Psychopharmaka

wie Valium und Librium vgl insbesondere Anm HQ mwN; Dreher/

Tröndle, StGB, A1. Aufl 1983, % 64 RdNr 3a; in diesem Sinne auch

OLG Köln, Blutalkohol 1977, 129 mwN; Händel NJW 1965, 1999, 2000:

Schewe Blutalkohol 1976, 87, 91). Der 8a Senat hat im übrigen für

einen Fall der Bewertung alkoholbedinger Fahruntüchtigkeit in

seinem Urteil vom 28. Juni 1979 (BSGE M8, 228, 230) zu Recht

ausgeführt, daß im Interesse der Rechtsgleichheit keine Bedenken

bestehen, neuere wissenschaftliche Erkenntnisse im Zusammenhang

mit den Auswirkungen von genossenem Alkohol auf die Verkehrs-

tüchtigkeit von Kraftfahrern ebenso wie der Bundesgerichtshof in

Strafsachen auch im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung zu

verwerten, da es unabhängig von den Zielsetzungen des Strafrechts

einerseits und des Unfallversicherungsrechts andererseits ledig—

lich darum geht, in welchem Maß genossener Alkohol die Verkehrs—

tüchtigkeit eines Kraftfahrers beeinflußt. Diese auf den Alko—

holgenuß bezogenen Ausführungen des 8. Senats lassen sich ohne

weiteres auf die Einnahme berauschend wirkender Medikamente

übertragen, da es in einem solchen Fall ebenfalls nur um die

Frage gehen kann, in welchem Maße das eingenommene Medikament die

Verkehrstüchtigkeit des Kraftfahrers beeinflußt hat. Sie berührt

nicht die Rechtsprechung des BSG, daß allein das strafbare Führen

eines Kraftfahrzeuges trotz einer durch Alkohol oder andere be-
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rauschende Mittel bedingten Fahruntüchtigkeit in der gesetzlichen

Unfallversicherung wegen des maßgebenden Kausalzusammenhanges den

Unfallversicherungsschut; nicht ausschließt.

Das LSG hat außer der Verkehrsuntüchtigkeit keine sonstigen in

oder außerhalb der Person des K. liegenden rechtlich wesent-

lichen Bedingungen für den tödlichen Unfall des K., 28 besonders

schwierige Straßen— bzw Verkehrsverhältnisse, technische Mängel

am Kraftfahrzeug usw, festzustellen vermocht‚ Die Feststellungen

des LSG sind diesbezüglich nicht mit zulässigen und begründeten

Revisionsrügen angegriffen werden, so daß die Fahruntüchtigkeit

die rechtlich allein wesentliche Ursache gewesen ist. Allein der

vom LSG angelegte und vom Senat nicht für zutreffend erachtete

Bewertungsmaßstab (vgl oben) führt zu einer vom Senat nicht

gebilligten rechtlichen Bewertung des Unfalls und des zum Unfall

führenden Geschehens. Da der Senat lediglich zu einer anderen

rechtlichen Würdigung des Unfallgeschehens als das LSG kommt,

konnte er in der Sache selbst entscheiden (% 170 Abs 2 SGG). Der

Tod des K. ist demnach nicht durch einen Arbeitsunfall (% 589

Abs 1 Nr 3 RVG) eingetreten, da die auf der Einnahme berauschend

wirkender Medikamente beruhende Fahruntüchtigkeit des K. mangels

sonstiger feststellbarer Ursachen die rechtlich allein wesent-

liche Ursache des tödlichen Unfalls gewesen ist,

Bei der Fassung des Urteilstenors war zu beachten, daß das Urteil

des SG hinsichtlich der nach S 589 Abs 1 Nrn 1, 2 und U RVO den

Hinterbliebenen zu gewährenden Leistungen (Sterbegeld, ”ber-

führungskosten und Uberbrückungshilfe) durch die Beschränkung der
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Berufung der Beklagten auf die Gewährung von Hinterbliebenen—

renten (5 BSG SozR 1500 5 1üü Nrn 2 und &) rechtskräftig geworden

ist.

Die Kostenentscheidung nach 5 193 SGG berücksichtigt, daß die

Klägerin im Ergebnis nur in der ersten Instanz und auch nur zu

einem insgesamt unbedeutenden Teil obsiegt hat.
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